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hatten einen der Anträge umerschriebcn. Ei n Grund. aus dem einige Parlamemarier weiter­

hin zögerren. sich einem der Anträge anzuschlielSen, ist darin zu suchen , dass sie trorz der 

ausgeserzren Fraktionsdiszipli n nicht wilkns waren, sich gegen die Mehrhcir der eigenen 

rraktion auszusprechen. Allerdings gab es auch eine beträchtliche Anzahl unentschiedener 

oder schlech t informierter Mitglieder. Da die 138 Abgeordneten, die keinen der Anträge 

unterschrieben hatten, das Votum prinzipiell entweder in Richtung des Verbots oder des 

Kompromisses beeinflussen konnten, wurde das Ergebnis der Entscheidung als mehr oder 

weniger offen betrachtet. Dementsprechend - und im GegensarL wanderen Debatten -

schien Raum für die Pr;ifcrenzformation und -transformation während der Debatte vorhan­

den LU sein. Zumindest hinsichtlich der so geäulSenen Präferenzen erlaub t die namentliche 

Abstimmung also Aussagen über die H äufigkeit von Pr,iferenzänderung im Plenum. 

Ein eindeutiges Anzeichen für Präferenztransformation würde vorliegen, wenn Parla­

mentarier für einen anderen Antrag stimmen, als sie unterzeichnet haben. In diesem Fall 

hätte die Konfrontation mit neuen Informationen und Argumenten trotz der sonst un­

günstigen Bedingungen ofFensichtlich Auswirkungen auf die Präferenzbildung gehabt. 

Doch widerlegt ein Blick auf die Ergebnisse der Abstimmung diese Möglichkeit schnell. 

Mit einer einzigen Ausnahme hat keines der 460 Mitglieder, die bereits einen Antrag unter­

zeichnet hatten, in der ersten Runde hir einen anderen ges timll1t.45 Dies überrasehr wenig: 

Mit ihrer Umerschrifr umer einen der Amräge zeigen die Parlamentarier, dass sie ihre Mei­

nung im Bewusstsein der relevanten Argumente gebildet haben . 

Folglich muss das Augenmerk auf diejenigen 138 M itglieder des Bundestags gerichtet 

werden, die keinen der Anträge unterzeichnet harren. Die Überzcugungsversuche der Red­

ner waren in erster Linie an diese "unentschlossenen" Mitglieder gerichtet. Tabelle 4 zeigt , 

dass die Anzahl derjenigen , die für das Verbot stimmren, unter den Antragsunterzeichnern 

Tabelle 4: Stimm verhalten von Unterzeichnern und N icht-Unterzeichnern der Anträge 

Srimmen Unterzeichner Nichtunrcrzcichner 
Sdmmetl-
gewinn 

Anfrag Anzahl Pro'/.ent Anzahl An7."hl Prozent Prozent 

163 42 ,62 217 47.1 7 46 33.33 - 1.3 .X4 

215 36.46 1("" .35.4.' (,2 44 .92 +9,1j') 

Zubssung 106 17,17 80 17..3') 26 18.84 + 1,45 

Enthalrung 4 0,66 0 0 4 2,89 

Summe 598 100 1j60 100 138 100 I 

Anteil der Stimmen. die ieder der Anrräge im Vergleich 7.ur Zahl .<einer Unrerzeichner in der Almim-
mung hinzugewonnen hat. 

Quclle: Eigene Bere<.:h 11 1I ligen . 

45 Die"T Ab!;cordncre harre den KUlllprolllissanrrag unrerl.eichnet, srimmre ahn im ersren \Vahl­
gang hir das Verbot. Im zweiten Wahlgang, der eine Srichwahl zwischen dem Verbors- und dem 
KOlllpromi"anrrag wa r, srimmr<: er für den Kompromiss. Mögliche Erklärungen sind, da.'" er 
versehenrlieh das falsche Feld ankreuzre, dass er in informellen Gesprächen zwischen den beiden 
Wahlgängen übnzcugr wurde oder dass er durch die Dcbarre unschlüssig wurde, aber dan n das 
Vercrauen in seine ursprüngliche Prär<:rcn'l. zurückgewann . 
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besonders hoch wal', während die Anzahl dere r, die sich fü r den Kompromissanrrag aus­
sprachen, unter den Nichtunterl.eichnern besonders hoch war. 

Verglichen mir der Nullhypothese, dass die Srimmen der Nichrunter'l.eichner ebenso auf 

die drei Anträge verteilt sind wie die der Unterzeichner, kann der KUlllpromissantrag einen 

klaren Zuwachs an Stimmen verzeichnen, w;i1lfend der Verbotsantrag verliert. Ist dies ein 

Anzeichen dafür, dass die Debatte die Pr,iferenzen in Richtung des Kompromissanrrags 

beeinHusst hat? Obwohl d iese Interpreration im Hinblick auf die 'E\uglichkeit des Parla­

ments als deliberatives forum günstig wäre und obwohl sie von Anh:ingern des Kompro­

missantrags unterstützt wird , gibt es plausible AlternativerlJärungen: Die eine liegt in der 

'Iendenz von Nicht-Experten, einen Mit telweg zu suchen, statt in einer ihnen wenig ver­

trauten Frage eine extreme ['osition einzunehmen. Eine andere liegt in dem Umsrand, dass 

sich die Gruppe, die sich für ein vollständiges Verbot aussprach . bereits viel früher und in 

einem anderen Kontexr formiert hatte, als die Gruppe, die den Kompromissantrag enrwi­

ckelte. Der unerwartete Erfolg des Kompromissantrags im Vergleich mit der Anzahl seiner 
Unterzeichner ist insofern ein wenig überzeugender I ndikator für IYiferenztransformation 
während der Debatte. 

Daher, und um mehr über die PräferellZtransformation der Parlamenrarier herauszufin­

den, die keinen der Anträge unterschrieben harren, wurde unter diesen eine anonyme Be­

fragung durchgeführr. Sie soll ren angeben, wann sie sich eine Meinung in dieser Angele­

genheir gebildet hatten und inwieweit diese von der Debatte beeinflusst wurde. Von den 

138 "unentschiedenen" Parlamcnrariern schickten 26 (19 Prozent) den Fragebogen zurück. 
Angesichts der Tatsache, dass die Entscheidung über den Import embryonaler Stammzellen 

zu diesem Zeirpunkt beinahe vier Jahre zurücklag, ist die niedrige Antwortrate wenig liber­

raschentl. 46 Die geringe Anzahl der Antwortenden verbieret es, weitreichende Schlüsse aus 

der Befragung zu ziehen. Dennoch sind einige Extrapolationen möglich und liefern Hin­

weise im Hinblick auf die Möglichkeir von I'r,iferenzrransformation in parlamentarischen 
Debatten. 

Auf die Frage, ob sie sich mit dem 'I11ema im Vorfeld der Bundesragsdebatte befasst 

hätten, antworten 21 I'un 26 emweder "ja, intensiv" oder "ja. ein wenig". Zehn geben an. 
dass sie zu Beginn der Plenardebatte eine feste Meinung harren , neu n antworten mit .,eher 

ja" und sieben mit "eher nein", so dass wirlJich ullcIHschlossene Mitglieder eindeutig in 

der Minderheit sind. Gefragr, ob die Debatte ihnen geholfen har, offene Fragen 7.U klär<:n. 

sagen 16 "nein" oder "eher nein". Hinsichtlich der Gründe zeigt sich ein ähnliches Bild: 14 

antworten mit "nein" oder .,eher nein" auf die Frage, ob sie neue Bewertungsaspekte er­

kannr haben. In diesem Fall geben jedoch sechs Mitglieder eine klar posiril'e Antworr und 
weitere sechs antwonen "vielleicht". 

Trotz des Umstands, dass sowoh l kognitive Einstellungen als auch praktische Crlinde 

nichr gänzlich von Argumenten in der Debatte unbeeinflusst blieben, existierr nur ein ein­

ziger Fall von manifester l'räfercnzrranst,mnation in der St ichprobe: Eine Befragte gibt an, 

dass sie, obwohl sie im Vorhinein das vollständige Verbot unterstützt hane, überzeugt wur­

de, für den KomprolllissaIHrag zu stimmen, SieDen Befragte teilen mit, dass sie VO ll einem 

46 Um einzuschärLen, ob die Srichprobe repräsentativ für die Cesamrheit ist, wurden die Teilnehmer 
geber<:n, ihr Geschlechr anzugeben und ob sie den Regierungs- oder den Opposirionsfrakrionen 
angehörten. Die Ergebnisse zeigen, dass die l:kfragren überp roporrional häufig männlich waren 
und den Opposirionsfrakrionen angehörren. 
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anderen Ahgeordneten wissen, der seine Präferenz während der Debatte geändert hat, wäh­
rend 19 keinen solchen Fall von Präferenzwandel kennen. Natürlich könnten diejenigen, 
die angehen, eine Person zu kennen, die ihre Präferem. geändert hat, alle an dieselbe Person 
denken. Da sie auf Regierungs- und Oppositionsparteien verteilt sind, ist es jedoch wahr­
scheinlicher, dass einige von ihnen von unterschiedlichen Fällen wissen. Von der Stichprohe 
auf die Gesamtzahl der Nicht-Unterschreibenden extrapolierend, erscheint es gerechtfertigt 
anzunehmen, dass höchstens zwischen einem und drei Prozent der ßundestagsmitglieder 
ihre Präferenz als Ergebnis der Debatte geändert haben. 

Die Analyse der Deliberation in der Konsenskonferenz lässt ein größeres Ausmaß und 
eine andere Richtung der Präferenztransformation erkennen. Eine Mehrheit der Bürger . 
bestätigt einen starken Einfluss der Experten auf ih re Meinungsbildllng."? Direkt nach der 
Anhörung gibt etwa die Hälfte der Teilnehmer an, dass diese sie skeptischer gemacht hat. 'H 
Allerdings hatten die Bürger seihst die überwiegend skeptischen Experten ausgewählt , was 
für eine kritische Grundtendenz in der Gruppe spricht. Außerdem zeigen die Transkripte 
eine gewisse Entwicklung weg von faktischen, hin zu ethischen und politischen Fragen. 
Eine ~rage des Evaluationsteams betraf die Aspekte, die die Teilnehmer als wichtig für die 
Bewertung der embryonalen Stammzellforschung erachteten. Während die Reihenfolge der 
Aspekte in der Konrrollgruppe zwischen den Zeitpunkten des ersten und dritten Konfe­
renzwochenendes stabil blieb,'t~ änderte sie sich in der Bürgergruppe während der drei Wo­
chenenden signifikant.50 "Ethische Aspekte" werden von Beginn an am höchsten bewertet, 
"soziale" anfangs sehr niedrig, gewinnen aber schließlich an Bedeutung und "politische 
Aspekte", die an den ersten bei den Wochenenden sehr niedrig eingeschätzt wurden , hatten 
am dritten Wochenende deutlich an Bedeutung zugenommen. "Gesundheitliche Aspekte", 
die am ersten Wochenende an zweiter Stelle standen, büßten in der Bürgermeinung deut­
lich an Relevanz ein, ähnlich wie "ökonomische". "Religiöse Aspekte" lagen von Beginn an 
niedrig. während "wissenschaftliche" auf einem hohen Niveau stabil blieben. 

Der Wandel in als relevanc erachteten Bewertungsaspckren verdeutlicht die Veränderun­
gen in der Abwägung und Aggregation praktischer Gründe und insofern die Präferenztrans­
formation auf der volitiven und nicht nur auf der kognitiven Seite. Der Umstand, dass so­
ziale und politische Aspekte im Vergleich zu ökonomischen und gesundheitlichen an 
Relevanz gewannen, lässt auf eine Politisierung des Forums schl ießen. Auch wenn "wissen­
schaftliche Aspekte" noch immer wichtig sind. hat die Bürgergruppe ofiensichtlich die 
Rhetorik der "Ethik des Heilens" durchschaut, mit der Befürworn:r der Stammzellfor­
schung in Politik und Medien das Potenzial für Heilung mit der eigentlichen Heilung ver­
wechseln. Die Information über den tacsächlichen Srand der Forschung (Grundlagenfor­
schung ohne Anwendungsmöglichkeiten in der näheren Zukunft) und die kritischen 
Stimmen von Patientenverrren:rn in der Anhörung lösten zunächst einen Wandel kogniti­
ver Einstellungen aus und veränderrcn dann die Einschärzung der praktischen Gründe. 

Betrachrct man die gesamte Gruppe und vergleichr sie mit der Kontrollgruppe. wird 
nicht nur deutlich. dass I'räf<:renzrransfonnalion tats;ichlich stattfand und ihren Ursprung 

sowohl auf der voliriven als auch auf dn kognitiven Seite hatte, sondern auch. dass Präfe-

47 Vgl. H,"uJ,ilg Hmlling/ IJilgiu üdwim. :1.:1.0. (hl. ~ I). S. 64. 
48 Vgl. eh~nlb . S. ~~. 
tj') Vgl. cbcllda , S. 2(,. 
')0 Vgl. <:benda, S. 25. 
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renzen in eine bestimmte Richtung konvergierten: Entgegen den Hoffnungen von Wissen­
schaftspolitikern wurden die Bürger den neuen Technologien embryonaJer Stammzellfor­
schung gegenüber kritischer. 51 

Insgesamt scheinen weder die Bundesragsdebatte noch die Bürgerkonferenz zum Import 
embryonaler Srammzellen perfekre Institurionalisierungen der Debatte beziehungsweise der 
Deliberation als jeweilige idealtypische Inceraktiommodi gewesen zu sein. Die parlamenta­
rische Konfiguration hat den Diskurs und die Koordination in diesem Fall anscheinend 
stärker begünstigt als die idealtypische Debatte. Die Bürgerkonferenz war, obwohl vollscän ­
dig diskursiv, weniger koordinativ als die idealtypische Deliberation . Nichtsdestoweniger 
wurden die Hypothesen über Inceraktionsmodi und Präferenzrransformation für diese zwei 
Einzelfälle bestätigt. 

5. Fazit: Politik hat mehr als einen Ort 

·theoretisches Modell und empirische Analyse unterstreichen eine zentrale Annahme in der 
Theorie deliberativer Demokratie, nämlich dass Präferenztransformation nur im Interakti­
onsmodus der Deliberation wahrscheinlich ist. Wir kommen jedoch zu dem Schluss, dass 
jenes Forum, das traditionell als die Institurionalisierung von Deliberation gilt - die Plenar­
sitzung in der parlamentarischen Demokratie - sowohl die Deliberation als dominanten 
Inceraktionsmodus (zumindest unserer Definition nach) als auch Präferenztransformation 
tendenziell unmöglich macht. Dies bedeutet aber nicht, dass Plenatdebatten keine maßgeb­
liche Rolle in der Demokratie spielen. Auch Debareen zur Erklärung von Entscheidungen 52 

dienen der Öffentlichkeitsfi.lI1ktion des Parlaments. Zudem finden im Bundestag auch an­
dere Formen kommunikativer Interaktion stare: So sind etwa Große Anfragen, Aktuelle 
Stunden oder die Erste Lesung von Gesetzentwürfen von stärkeren deliberariven Elementen 
geprägt, da sie nicht oder noch nicht dem unmireelbaten Dtuck der Mehrheitsfindung 
unterliegen. 5.l 

Die unterschiedlichen Rollen der verschiedenen Interakrionsmodi müssen daher in Enr­
scheidungsprozessen berücksichtigt werden. Angesichrs der Tarsache, dass Deliberation of­
fenkundig schwer zu institutionalisieren ist, sollten Anhänger der ddiberativen Demokra­
tietheorie und andere Forscher, die sich für das Zustandekommen politischer 
Entscheidungen interessieren, der Rolle informeller Gespräche von Bürgern über Politik 
und den Beziehungen zwischen Mediendebatten, öffentlicher Meinung und formellen Ins­
tinltionen mehr Aufmerksamkeit entgegenbringen. Nichtsdesroweniger können partizipa­
tive Verfahren zur Belebung der Demokratie beitragen und sollten keinesfalls aufgegeben 
werden. 

Ebenfalls sollte in p;lrtizipativen Experimenten :lm Ziel einer expliziten Entscheidung, 
wenn nicht sogar eines Konsenses, festgehalten und die politische Natur des Konflikts in 

den jeweiligen Foren und Verfahren anerkannt werden . Viele der bestehenden Modelle er­

schei nen nicht koordinativ genug und führen deshalb zu einer Form der Interakrion. die 

51 Vgl. Birgitt f:"rdwicn, Bürgerparti~ipatioll ab Cruppcnpro7.ess: Ergebnisse der begleitenden Evalu­
ation. in: Christo/Tannen / Peter Wiede1l11l1U' (Hrsg. ), :1.:1.0. (rn. 44) . S. 130 - 1.37. S. 1.)6. 

52 Vgl. Wolf..'(ang Z,'h. a.a.O. (Fn. 18)' S. 923. 
53 Vgl. ebcnJ:1, S. 929 f 
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dem Modus d er Diskuss ion näher steht als dem der D eliberation . Da möglicherweise ein e 

form vo n 'irad e-Off:t.wischen Koordinativität und Diskursivi6 t besteht, dürfte es sinnvoll 

se in , sich hier eher in die Richtung d es Verhandelns zu bewegen, erwa mithiHe von M odel ­

len wie der M ediarion . Dies mag bedeuten, dass auch nicht-generalisierbare G ründe und 

Inreresse n in die Kommunika tion einAicf~e n , wü rde aber die N otwendigkeit vo n Kompro­

missen zwi schen fundamentalen Werten und ul1überwindbar widersprüchlichen Interessen 

verdeutlichen . All ge meiner betrachtet sind wir der Ansicht, dass die Roll e d es Kompromis­

ses in der Politik eine positive N eubewertung verdi ent. 

In der empirischen Dcliberati onsforschung ist der systematische Vergleich verschiedener 

Modelle deliberativer Bürgerbetei ligung ein D esiderat. Ein weiterer AllSatl. könnte darin 

bestehen, Bürgerforen iil1l11ichen Autbaus, di e unrerschiedliche Konflikte behandeln , zu 

vergleichen .'i4 Vielen ex perimenrcllen Ansii.r7.en , die mit Sicherheit in sich wertvoll sind , 

fe hlt diese Art der Vari ation auf d er un abhängige n Variablen, was. dazu fü hr! , dass ei n er­

hebli ches Erkenl1tni spotenzial unausgeschöpft bl eibt. 

54 Ein akruellcr Au fsatz von G lro / )III Iv/. Hendrik .. / jO!IJ/ [)'JU,ek / ('j,ri.llifl ll Hlli/olci enrwickelt in 
diese r Richtung einen ilHcrcssa nren A nsatz; dies., 'Ji.trnin g up rh e I-k a t. l'a rri sa nsh il' in Dclihcra­
tive Innova tio n, in: l'o liti cal St udics, 55. Jg. (2 00<)), H. 2, S. 3 (,2 - :38 .'3. In Clautlill l.{[nd/U(~hr, 
a, a.O. ( rn. 14), w ird di e hier dargestelltc Untnscheidullg idealtypischer Inrerakri o nsmodi mi t 
ihrer jeweili ge n In sriw tionalis icrun g in e inem imcrna ti o nalc ll Vergle ich von Gremien , die übcr 
die Verteilung vo n C esLLndh citsgüte rn e lllsch eiden, angcwandt. 


